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Erfurter Nazis können ihre Gegner ungestraft drangsaliere 

Pakete von der Volksgemeinschaft
Von Peter Nowak

In Erfurt dominieren Neonazis ganze Stadtteile. Ein Sozialarbeiter, der das nicht
hinnahm, wurde schikaniert, bis er psychisch erkrankte, und schließlich
entlassen.

Mit einer Abfindung und einem positiven Arbeitszeugnis endete kürzlich ein Arbeitskonflikt
zwischen einem Erfurter Schulsozialarbeiter und dem freien Träger der Jugendhilfe
»Perspektiv e. V.«. Der Sozialarbeiter, dessen Name der Redaktion bekannt ist, war nach
einer längeren Krankschreibung entlassen worden. Zuvor hatte er sich dezidiert für
Jugendliche eingesetzt, die von Rechtsextremen gemobbt wurden. Ihn selbst haben
Neonazis mit einem Gasspray angegriffen. Kunstinstallationen, die er gemeinsam mit
Jugendlichen erstellt hatte, haben die Rechtsextremen zerstört.

Über diese Vorfälle informierte der Sozialarbeiter regelmäßig seinen Arbeitgeber, den
Verein »Perspektiv«. Doch von dem fühlte er sich nicht unterstützt. Ihm sei zu verstehen
gegeben worden, dass er selbst schuld sei, wenn er von Nazis angegriffen werde. Nun will
er gemeinsam mit der Basisgewerkschaft »Freie Arbeiterinnen- und Arbeiterunion« (FAU)
erreichen, dass seine längere Erkrankung als Berufskrankheit anerkannt wird. Er reichte
Klage gegen seine Krankenkasse ein, nachdem diese seine Forderung abgelehnt hatte. Für
Konstantin Behrens von der FAU in Jena ist der Ausgang der Klage nicht nur für den
Einzelfall von Bedeutung. »In sozialen Berufen ist die Belastung zumeist nicht körperlicher,
sondern psychischer und emotionaler Natur. Diese Belastung führt zu psychischen
Krankheiten, die als solche aber oft nicht anerkannt, sondern belächelt werden«, sagte
Behrens der Jungle World. Mit den Folgen würden die Sozialarbeiter allein gelassen.
»Perspektiv e. V.« äußerte sich trotz mehrmaliger Nachfrage bis zum Redaktionsschluss
dieser Ausgabe zu den Vorwürfen nicht.

Die zivilgesellschaftlichen Initiativen »Mobile Beratung in Thüringen« (Mobit) und »Mobile
Beratung für Opfer rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt« (Ezra) haben sich
mit den zahlreichen rechtsextremen Angriffen an der Erfurter »Gemeinschaftsschule am
Großen Herrenberg« (GEM4) auseinandergesetzt, an der der gekündigte Sozialarbeiter
tätig war. »Die Betroffenen beschreiben den Alltag an der GEM4 als einen rassistischen
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›Normalzustand‹: Beschimpfungen, neonazistische Parolen und Schmierereien oder
tätliche Angriffe (zum Beispiel Herunterreißen des Kopftuchs oder Tritte und Schläge)«,
heißt es in einem von Ezra und Mobit verfassten Dossier, das der Jungle World vorliegt.
Darin wird die neonazistische »Volksgemeinschaft Erfurt e. V.«, die im Stadtteil
Herrenberg ansässig ist, als ein Urheber der Angriffe benannt. Ihre Gründer stammen aus
Kameradschaften und hatten teilweise Funktionen in der NPD und der Partei »Die Rechte«
inne.

Auf der Website des im August 2015 gegründeten Vereins werden »Freizeitaktivitäten für
Jung und Alt« angeboten. Das Angebot reicht vom Dartautomaten über den Fitnessraum
bis zum Paketshop. »Sollte Ihr GLS-Bote Sie nicht zu Hause antreffen, können Sie Ihr Paket
in unserem Objekt der Volksgemeinschaft abholen«, heißt es auf der Website. Das erklärte
Ziel, eine rechte Dominanz im Stadtteil durchzusetzen, scheint erreicht. Jugendliche
werden in ihrer rassistischen Einstellung bestätigt und mit Aufklebern versorgt, die sie an
Schulen und in Jugendeinrichtungen anbringen. Menschen, die nicht in ihr Weltbild passen,
werden gemobbt, gedemütigt und körperlich angegriffen. »Einige der Rädelsführer der
rechten Gewalt haben bestätigt, dass sie regelmäßig zu den Treffen der
›Volksgemeinschaft‹ gehen«, berichtete der gekündigte Sozialarbeiter gegenüber der
Jungle World. Zudem hat die »Volksgemeinschaft« ihn in einem Brief heftig angegriffen. Er
sieht in der mangelnden Unterstützung durch seinen ehemaligen Arbeitgeber ein Signal
gegen Beschäftigte, die sich in ihrer Arbeit entschieden gegen Rechtsextremismus
wenden. Nach dem Ende seines arbeitsrechtlichen Konflikts will er sich in der FAU
engagieren. Demnächst ist dort ein Vernetzungstreffen kritischer Sozialarbeiterinnen und
Sozialarbeiter geplant. »Wenn sich mehr Kollegen ähnlich äußern, könnte das zu einer
Änderung der Arbeitsbedingungen und Arbeitsinhalte der sozialen Arbeit führen«, hofft der
FAU-Sprecher Behrens.
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